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Die Rbgeordneten zum Nationalrat Dr. Hafner und KoLLegen 

haben am 19. November 1993 unter der Zahl 5656/J-NR/1993 an 

mich eine schriftLiche parLamentarische Rnfrage betreffend 

"behördLichen Umgang mit Asylwerbern" gerichtet) die folgen­

den WortLaut hat: 

"1. Entsprechen die geschilderten Fälle (Bescheid Nr. 

92 16.387) 93 01.271) 92 16.044) 93 01.088) 93 00.864) 

93 00.932) 93 01.223} den Tatsachen? 

2. Wenn ja) wie beurteiLen Sie persönLich die geschiLder­

ten FäLLe bzw. würden Sie sie aLs humanen VoLlzug des 

RsyLgesetzes bezeichnen? 

3. Sind Sie bereit) hinkünftig für einen humanen VolLzug 

de~ AsyL gesetzes zu sorgen und welche entsprechende und 

geeignete Maßnahmen werden Sie diesbezügLich einLeiten? 

4. Wei'den Sie die zuständigen Behörden beauftragen I die 

DrittLandD~stimmung im Sinne der Vorgangsweise des 

UN-Hochkommissariats für FLüchtLir.gsfragen) die einen 

mehrwöchigen Aufenthalt im Drittland vorsieht) auszuLe-
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gen und durchzuführen? Wenn ja, wie und wann wird eine 

soLche EmpfehLung bzw. Weisung erfolgen, wenn nein, 

warum nicht?·, 

Diese Rnfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu Frage 1 

Die in dem der Rnfrage beigeschLossenen ZeitungsartikeL 

enthaltenen Zitate aus Bescheiden nach dem RsyLgesetz ent­

sprechen dem Text derseLben, geben diese jedoch nur sehr 

unvolLständig wieder. Durch diese unvoLLständige Wiedergabe 

entsteht ein unzutreffender Eindruck vom tatsächLichen Sach­

verhaLt. Im übrigen weise ich darauf hin, daß in einem der 

genannten Verfahren ~syl zuerkannt wurde, ein Verfahren noch 

offen und eines Gegenstand einer VerwaLtungsgerichtshofbe­

schwerde ist. Die im RrtikeL der Leiterin des BundesasyL­

amtes zugeschriebenen ~ußerungen werden von dieser in der 

·dargestellten Form entschieden in Rbrede gesteLLt. 

Zu Frage 2 

Rngesichts der Tatsache, daß der ZeitungsartikeL nur Teile 

von Entscheidungen wiedergibt, ist eine Bewertung dieser 

Wiedergabe ohne eingehende DarLegung des Sachverhaltes nicht 

zielführend. In jenen FäLLen, die noch im Instanzenzug anhän­

gig sind, sehe ich keinen Rnlaß, in einer parLamentarischen 

Rnfragebeantwortung der behördLichen BeurteiLung vorzugrei­

fen. 

Zu Frage 3 

Ich bin in der Zukunft, so wie ich es in der Vergangenheit 

war, bereit} einen humanen VoLLzug des RsyLgesetzes sicherzu­

steLLen. Die Maßnahmen} die zur Erreichung eines soLchen 

ZieLes getroffen wurden und auch weiterhin getroffen werden, 

sind insbesondere eine entsprechende SchuLung der Mitarbei-
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ter der RsyLbehörden und die Erarbeitung von BeurteiLungs­

grundlagen für die poLitische Situation in den HerkunftsLän­

dern auf der Basis in- und ausländischer Informationen und 

unter Heranziehung von Expertisen internationaler Organisati­

onen bzw. wissenschaftlicher Institutionen. 

Zu Frage 4 

Es gibt keine "Vorgangsweise des UN-Hochkommissariats für 

FLüchtlingsfragen) die einen mehrwöchigen Rufenthalt im 

Drittland vorsieht"j ich sehe daher keine Veranlassung) 

.Rsylbehörden in diesem Sinne zu beauftragen. Die Entschei­

dungspraxis der Rsylbehörden hat sich an der Judikatur des 

'Verwaltungsgerichtshofs zu orientieren) der zur sogenannten 

Drittstaatsklausel jüngst in seinem Erkenntnis vom 9. Septem­

ber 1993) 93/01/0572) im WesentLichen folgendes ausführte: 

Es kann - entgegen den Rusführungen der Beschwerdeführerin -
von einer Verfolgungssicherheit auch nicht erst dann gespro­

chen werden) wenn der Rufenthalt des RsyLwerbers den Behör­

den des betreffenden Staates bekannt war und von ihnen gedul­

det oder gebilLigt wurde. Weiters ist nicht maßgebend) 

wielange sich die Beschwerdeführerin im Drittstaat aufgehal­

ten hat oder weLche Rbsichten sie bei ihrer Einreise dorthin 

hatte) war doch die anzunehmende Verfolgungssicherheit be­

reits ab dem Zeitpunkt gegeben) in dem die Beschwerdeführe­

rin ihr Heimatland verlassen hatte. Der Umstand) daß die 

Beschwerdeführerin nach österreich einreisen wollte) stelLt 

keinen im Lichte des Rsylgesetzes 1991 beachtlichen Grund 

dar, der sie gehindert hätte) im Drittstaat länger zu blei­

ben und dort um RsyL anzusuchen. 
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